
450 der Beilagen zu den Steno graphischen Protokollen des Nationalrates XVIII.GP 

Bericht 

des Außenpo�tischen Ausschusses 

über den Antrag 298/ A(E) der Abgeordneten 
Dr. Fuhrmann� Dr. Bruckmann und Genossen 
betreffend eine österreichische Initiative auf 
internationaler Ebene, einen sofortigen Stopp 

aller Atomwaffenversuche zu erreichen 

Die Abgeordneten Dr. F u h r  m a n  n, Dr. 
B r u c k m a n  n und Genossen' haben am 26. Fe­
bruar 1992 den gegenständlichen Entschließungsan­
trag im Nationalrat eingebracht und wie folgt 
begründet: 

"Der tiefgreifende Wandel; der in den letzten . 
Jahren in den internationalen Beziehungen Platz 
griff, hat auch zu einer Verringerung des atomaren 

Wettrüstens geführt. Darüber hinaus konnte durch 
die geänderte weltpolitische Lage das in der Charta 
der Vereinten Nationen verankerte System der 
kollektiven Sicherheit· erstmals effizient eingesetzt 
werden. 

Die Entwicklung in Europa geht noch weiter: 
bereits im Rahmen des KSZE� Prozesses wurden 
erste Ansätze zu einem wirkungsvollen Konfliktlö­
sungsmechanismus geschaffen. Ferner sind Kontu­
ren einer um die .Europäische Integration zentrier­
ten und im Verbund mit anderen sicherheitspoliti­
schen Institutionen entwickelten europäischen Si­
cherheitsarchitektur, die letztlich in eine gesamteu­
ropäische Friedensordnung münden könnte, er­
kennbar. 

Mit all diesen weltpolitischen Veränderungen 
gingen zwischen der USA und der ehemaligen 
UdSSR erzielte Vereinbarungen über signifikante 
Reduktionen des atomaren Waffenpotentials ein-
her. 

. 

Österreich erwartet, daß auf Grund der günstigen, 
politischen Rahmenbedingungen diese Entwicklung 
anhält und weitere, tiefgreifende Abrüstungsschritte 
gesetzt werden. 

Mit dem Zerfall des bipolaren Ordnungssystems 
und der Desintegration der früheren UdSSR 
gewinnt allerdings die Problematik der Weiterver­
breitung von Massenvernichtungswaffen an -Bedeu­
tung für die globale Sicherheit. Die Verhinderung 
der Proliferation von Kernwaffen muß zu einem 
prioritären Anliegen künftiger Rüstungskontrollbe­
mühungen werden. Die für einen Erfolg dieser 
Bestrebungen maßgebliche Bereitschaft der Nicht­
kernwaffenstaaten, weiterhin auf die Herstellung 
urid den Besitz von Atomwaffen zu verzichten, steht 
in einem engen Zusammenhang mit weiteren, 
einschneidenden Reduktionen der nuklearen Waf­
fenarsenale. 

Der entsprechende politische Wille der kernwaf­
fenbesitzenden Staaten könnte unter anderem durch 
einen umfassenden Teststopp für Nuklearwaffen 
dokumentiert werden. Über die' politische Signal­
wirkung hinaus würde eine derartige Maßnahme 
auch entscheidend die (W eiter-)entwicklung von 
atomaren· Massenvernichtungswaffen hintanhalten 
und somit zu weiteren, auch qualitativen Abrü­
stungsschr�tten beitragen. 

Alle überirdischen und unterirdischen Atomwaf­
fentests seit 1945 haben zusammengenommen die 
Sprengkraft und die Auswirkungen von 40 Hiro­
shima-Atombomben. Für die von Nukleartests 
bisher betroffenen Regionen zeigen sich teilweise 
verheerende Folgen. Eine Fortsetzung von Nuklear­
tests ist deshalb auch aus gesundheitlichen und 
ökologischen Gründen in keiner Weise zu verant­
worten. 

Seit vielen Jahren gibt die Generalversammlung 
der Vereinten Nationen ihrer tiefen Besorgnis über' 
die fortdauernden Atomwaffenversuche Ausdruck 
und verstärken sich die internationalen Bemühun­
gen, eine vollständige Einstellung aller Kernwaffen­
versuche zu erreichen. 
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In einer ganzen Reihe internationaler bilateraler 
und multilateraler Verträge wurden nukleare Tests 
in bestimmten Gebieten oder unter bestimmten 
Bedingungen bereits verboten oder eingeschränkt: 
Antarktis-Vertrag von 1959, Partieller Teststopp­
vertrag von 1963, Weltraumvertrag von 1967, 
Vertrag von Tlatelolco von 1967, Vertrag über die 
Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen von 1968, 
amerikanisch-sowjetischer "Schwellenvertrag" (150 
kt-Begrenzung) von 1974, amerikanisch-sowjeti­
scher Vertrag über die Beschränkung friedlicher 
Nuklearexplosionen von 1976, Vertrag über die 
friedliche Nutzung der Himmelskörper von 1979, 
Vertrag von Raratonga von 1985. 

' 

Unter Einhaltung dieser Verträge werden den­
noch von einzelnen Staaten weiterhin Atomwaffen­
tests durchgeführt, ua. mit dem Argument, nukleare 
Tests wären für die Entwicklung von Atomwaffen 
der dritten Generation unerläßlich. Weiters wird die 
Notwendigkeit von Nukleartests zur Verbesserung 
der Sicherheitssysteme von Atomwaffen und zur 
Überprüfung der Zuverlässigkeit eingelagerter 
Sprengköpfe behauptet, doch ist dieses Argument 
äußerst umstritten. 

Österreich hat sich stets für .die Einstellung aller 
Atomwaffenversuche ausgesprochen. Es hat den 
Partiellen Teststoppvertrag bereits 1964 ratifiziert, 
und in den zuständigen Gremien der Vereinten 
Nationen immer für Resolutionen gestimmt, die 
eine vollStändige Einstellung aller Atomwaffenver­
suche forderten und' solche Resolutionen auch, 
zusammen mit anderen Staaten initiiert. 1987 hat 
die Bundesregierung an die Vereinigten Staaten und 
die Sowjetunion einen Appell gerichtet, in dem der 
baldige Abschluß eines umfassenden Teststoppver­
trages und bis zu einem solchen der Verzicht auf alle 
weiteren Atomtests gefordert wurde. 

' 

Die oben aufgezeigten internationalen Entwick­
lungen sollten, im 'Geist der neuen friedlichen 

Steinbach 

Berichterstatter 

Zusammenarbeit in Europa und in' der Welt, für 
neue Bemühungen um eine Einstellung aller 
Atomwaffenversuche genützt werden. Darüber 
hinaus wü�de ein umfassendes Testverbot nicht nur 
Umwelt- und Gesundheitsschäden hintanhalten, 
sondern auch die Weiterentwicklung der atomaren 
Massenvernichtungswaffen verhindern und die 
nuklearen Schwellenländer vom Erwerb und der 
Entwicklung von Atomwaffen abhalten. Der Nicht­
verbreitungsvertrag (NPT) würde gestärkt und die 
Verlängerung desselben über 199.5 hinaus begün­
stigt werden. 

So sollten im Zusammenhang mit ,der Frage der 
Nichtweiterverbreitung und der Reduktion beste­

'hender nuklearerWaffenarsenale auch zusätzliche 
institutionelle , Vorkehrungen auf' internationaler 
Ebene getroffen werden. Hiebei erscheint es 
insbesondere, zweckmäßig, zu prüfen, inwieweit 
diese Aufgaben durch die Internationale Atomener­
gie-Organisation (IAEO) übernommen werden 
könnten." 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den gegen-' 
ständlichen Entschließungsantrag in seiner Sitzung 
am 7. April 1992 in Verhandlung genommen. An 
der Debatte beteiligten sich außer dem Berichter­
statter die Abgeordneten Mag. Seh r e i n er, 
V 0 g g e n  h u b  e P, Günter D i e  t r i  c h und Dr. 
K h ol sowie der Bundesminister für auswärtige 
Angelegenheiten Dr. M o  c k. 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig beschlos,­
sen, dem Nationalrat die Annahme des Entschlie­
ßungsantrages zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Außenpolitische Ausschuß somit den A n  t r a g, der 
Nationalrat wolle die b e i  g e d r u c k t e E n t -
s c  h I i e ß u n g annehmen. 

Wien, 1992 0407 

Schieder 

Obmann 
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Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. ihre bisherige Politik der Ablehnung aller 
Atomwaffenversuche, und ihre Unterstützung 
für Bemühungen, eine internationale Verein­
barung über die vollständige Einstellung aller 
Atomwaffenversuche zu erreichen, mit Nach­
druck fortzusetzen, 

2. durch weitere geeignete Schritte in den 
zuständigen internationalen Gremien und im 
Rahmen der bilateralen Beziehungen mit dem 
Ziel initiativ zu werden, daß in Zukunft keine 
Nukleartests, die eine enorme Gefahr für die 
Gesundheit der Menschen und das ökologi- / 

sche Gleichgewicht der Welt darstellen, 
durchgeführt werden, 

3. an alle Atomwaffenstaaten den Appell des 
österreichischen Nationalrates zu übermitteln, 
auch ohne Bestehen einer internationalen 
vertraglichen Verpflichtung auf weitere N u­
kleartests zu verzichten, 

4. die in letzter Zeit öffentlich vertretenen 
Vorschläge betreffend zusätzliche Vorkeh­
rungen auf internationaler Ebene im Zusam­
menhang mit der Frage der Nichtweiterver­
breitung und der Reduktion bestehender 
nuklearer Waffenarsenale eingehend zu prü-

. fen und - soweit dies im österreichischen 
Interesse liegt - zu unterstützen. 
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